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Gesetzliche Grundlage der Gefahrenverhütungsschau 

 

Hessisches Gesetz über den Brandschutz, die Allgemeine Hilfe und den Katastrophenschutz 
(Hessisches Brand- und Katastrophenschutzgesetz - HBKG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Januar 2014 (GVBl. 2014, 26) in Verbindung mit der Verordnung über die Organisation und 
Durchführung der Gefahrenverhütungsschau (Gefahrenverhütungsschauverordnung - GVSV) vom 
17. Dezember 2019 (GVBl. 2019, 443) 

 

HBKG 

§ 15 Gefahrenverhütungsschau 

(1) Zum Zwecke der vorbeugenden Abwehr von Gefahren durch Brände, Explosionen oder andere 
Gefahr bringende Ereignisse (Vorbeugender Brandschutz) findet in regelmäßigen Zeitabständen 
eine Gefahrenverhütungsschau statt. 

(2) Gefahrenverhütungsschau ist die Überprüfung von baulichen Anlagen nach § 2 Abs. 2 der 
Hessischen Bauordnung vom 28. Mai 2018 (GVBl. S. 198), zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. 
Juni 2020 (GVBl. S. 378), die aufgrund ihrer Art, ihrer Nutzung, ihrer Lage oder ihres Zustandes im 
Schadensfall eine Gefährdung für eine größere Anzahl von Personen oder eine erhebliche 
Gefährdung für die natürlichen Lebensgrundlagen, für Sachwerte, für wertvolles Kulturgut oder eine 
erhebliche Störung der öffentlichen Sicherheit hervorrufen können. 

(3) Eigentümerinnen und Eigentümer, Besitzerinnen und Besitzer und sonstige Nutzungsberechtigte 
von baulichen Anlagen nach Abs. 2 sind verpflichtet, die Gefahrenverhütungsschau zu dulden, den 
hiermit beauftragten Personen den Zutritt zu allen Räumen sowie die Prüfung aller Einrichtungen 
und Anlagen zu gestatten, die erforderlichen Auskünfte zu erteilen und die bei der 
Gefahrenverhütungsschau festgestellten Mängel innerhalb der ihnen gesetzten Frist zu beheben. 

(4) In öffentlichen baulichen Anlagen nach Abs. 2 des Bundes oder des Landes findet die 
Gefahrenverhütungsschau im Benehmen mit deren Behörden statt. 

(5) Abs. 1 und 2 finden auf Betriebe, die der Aufsicht der Bergbehörde oder der Überwachung nach 
dem Arzneimittelgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 12. Dezember 2005 (BGBl. I 
S. 3394), zuletzt geändert durch Gesetz vom 10. August 2021 (BGBl. I S. 3436), unterstehen, keine 
Anwendung. 
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(6) Die Feuerstättenschau nach § 14 Abs. 1 Satz 2 des Schornsteinfeger-Handwerksgesetzes vom 
26. November 2008 (BGBl. I S. 2242), zuletzt geändert durch Gesetz vom 9. Juni 2021 (BGBl. I 
S. 1654), bleibt hiervon unberührt. 

(7) Für die Durchführung der Gefahrenverhütungsschau werden Gebühren nach örtlichen 
Gebührenordnungen erhoben. 

 

§ 16 Zuständigkeit 

(1) Die Gefahrenverhütungsschau wird den Brandschutzdienststellen der Landkreise sowie den 
kreisfreien Städten und den kreisangehörigen Gemeinden, die ein eigenes Bauaufsichtsamt haben, 
als Aufgabe zur Erfüllung nach Weisung übertragen. 

(2) In Betrieben mit Werkfeuerwehr kann die zuständige Behörde die Leitung der Werkfeuerwehr mit 
der Gefahrenverhütungsschau beauftragen, wenn sie über die erforderliche Sachkunde verfügt. 

 

GVSV 

§ 2 Zuständigkeit 

(1) Zuständig für die Gefahrenverhütungsschau sind 

1. in Gemeinden mit Berufsfeuerwehr deren Leiterin oder Leiter, 
2. in Gemeinden ohne Berufsfeuerwehr, soweit sie ein eigenes Bauaufsichtsamt haben, die 

Stadtbrandinspektorin oder der Stadtbrandinspektor oder die Leiterin oder der Leiter der 
Feuerwehr, 

3. im Übrigen die Kreisbrandinspektorin oder der Kreisbrandinspektor. 

(2) Den nach Abs. 1 zuständigen Stellen wird für die Aufgabe der Gefahrenverhütungsschau fachlich 
qualifiziertes Personal zugeordnet. Fachlich qualifiziert ist, wer die Fortbildung zur 
Sachverständigen oder zum Sachverständigen der Feuerwehren für vorbeugenden Brandschutz in 
Hessen oder eine gleichwertige Qualifikation nachweisen kann. Die nach Abs. 1 zuständigen Stellen 
haben die notwendige Aus- und Fortbildungen des zugeordneten Personals sicherzustellen. 

 

§ 3 Durchführung 

(1) Die Überprüfung eines Objekts richtet sich nach Anlage 2; innerhalb des Prüfungsumfangs kann 
sie stichprobenartig erfolgen. 

(2) Die Gefahrenverhütungsschau soll den Betroffenen nach § 15 Abs. 3 des Hessischen Brand- und 
Katastrophenschutzgesetzes mindestens zehn Arbeitstage vor ihrer Durchführung angezeigt 
werden; die Betroffenen oder deren Vertretung sind nach Möglichkeit hinzuzuziehen. Die Frist des 
Satz 1 gilt nicht, wenn eine Erkenntnis ein sofortiges Handeln notwendig erscheinen lässt. § 15 
Abs. 4 des Hessischen Brand- und Katastrophenschutzgesetzes bleibt unberührt. 

(3) Im Rahmen der Gefahrenverhütungsschau ist die Einsichtnahme in die Prüf- und 
Wartungsberichte von Sicherheitseinrichtungen und überprüfungspflichtigen technischen Anlagen 
und Einrichtungen zu gewähren. 

(4) Festgestellte Mängel sind zu dokumentieren. Die Beseitigung der festgestellten Mängel ist unter 
Fristsetzung anzuordnen und zu überwachen. Nach Ablauf der Mängelbeseitigungsfrist kann eine 
Nachschau durchgeführt werden. Die Abs. 1 und 3 gelten entsprechend. 
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(5) Über die Durchführung der Gefahrenverhütungsschau ist eine jährliche Statistik nach Anlage 3 
zu erheben, die bis zum 31. März des Folgejahres an das Dezernat Brandschutz des zuständigen 
Regierungspräsidiums zu senden ist. 

 

§ 4 Beteiligung anderer Stellen 

(1) Der unteren Bauaufsichtsbehörde, dem Regierungspräsidium und der Feuerwehr in Gemeinden 
ohne Berufsfeuerwehr und ohne eigenes Bauaufsichtsamt ist eine Gefahrenverhütungsschau 
entsprechend § 3 Abs. 2 anzuzeigen und Gelegenheit zur Teilnahme zu geben. 

(2) Bei Bedarf sind andere Behörden oder sachkundige Stellen zu Gefahrenverhütungsschau 
hinzuzuziehen. 

(3) Über den Prüfumfang der Anlage 2 hinausgehende augenscheinliche Mängel sind, soweit dies 
zur Abwehr von Gefahren für Leben, Gesundheit, natürliche Lebensgrundlagen oder von schweren 
Nachteilen für die Allgemeinheit notwendig ist, der jeweils zuständigen Behörde schriftlich 
mitzuteilen. 

 

§ 6 Durchführungsintervall 

Die Gefahrenverhütungsschau soll alle fünf Jahre durchgeführt werden. Sie kann anlassbezogen 
auch außerhalb des Durchführungsintervalls durchgeführt werden, insbesondere dann, wenn 
Anhaltspunkte für bestehende Mängel bekannt werden, die ein sofortiges Handeln erfordern; das 
Prüfungsintervall nach Satz 1 bleibt hiervon unberührt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Links 

Hessisches Gesetz über den Brandschutz, die Allgemeine Hilfe und den Katastrophenschutz 

https://www.rv.hessenrecht.hessen.de/perma?j=Brand%2FKatSchG_HE 

 

Verordnung über die Organisation und Durchführung der Gefahrenverhütungsschau 

https://www.rv.hessenrecht.hessen.de/perma?j=GefVSV_HE_!_6 


